
FRIEDRICHSHAFEN - Die aktuellen
Sparorgien werden bislang vor-
nehmlich auf dem Rücken derer
ausgetragen, die ohnehin nicht ge-
rade im Geld schwimmen. Um ein
noch stärkeres Zusammenstrei-
chen der Jugendhilfe-Leistungen zu
verhüten, formiert sich derzeit eine
ehrenamtliche Lobbygruppe: Am
21. Januar gründet sich auch für die
Region Bodensee-Oberschwaben
eine Arbeitsgruppe der bundes-
weit agierenden Schutzgemein-
schaft Kinder- und Jugendhilfe e.V. 

Von unserer Redakteurin
Ruth Auchter

Peter K. hat keinen Bock auf Schule;
sein Klassenzimmer hat er schon seit
Monaten nicht mehr von innen gese-
hen. Die meiste Zeit lümmelt der 15-
Jährige im Bett rum, treibt seine Mut-
ter fast zur Verzweiflung und bringt‘s
fertig, dass auch der jüngere Bruder
von Tag zu Tag aggressiver wird. Seit
drei Jahren geht das so, erzählt Udo
Zimmermann. Für den Diplom-Päda-
gogen ist klar: Peter K. gehört eigent-
lich schon längst ins Heim – dort wäre
er besser aufgehoben. Das hat Zim-
mermann auch dem Jugendamt er-

zählt. Doch dort „wurde geblockt“.
Weil der Zug für die Heimunterbrin-
gung mittlerweile möglicherweise ab-
gefahren ist, hat Zimmermann Peters
Mutter nun geraten, vom Arzt und
vom Psychologen ein Gutachten für ih-
ren Sohn anzufordern. Um Anhalts-
punkte dafür zu bekommen, was das
Beste für den 15-Jährigen ist. 

„Familien werden hingehalten“

Die entsprechenden Maßnahmen
in die Wege zu leiten, wäre eigentlich
der Job des Jugendamtes (gewesen),
findet Zimmermann. Da der gebürtige
Langenargener aber selbst jahrelang
bei der Arbeiterwohlfahrt gearbeitet
hat und sich im Jugendhilfebereich
auskennt, weiß er andererseits auch:
„Im Jugendamt wird so viel gespart,
dass die Mitarbeiter immer weniger
Kapazitäten haben und oft kaum noch
so arbeiten können, wie‘s nötig und
sinnvoll wäre“. Was auch implizieren
könne, dass sich „oft keiner mehr die
Mühe macht, eine ordentliche Diag-
nose zu stellen – die Familien werden
ewig hingehalten“.

Zimmermann, Vorsitzender des in
Passau gegründeten Bundesverban-
des der Schutzgemeinschaft Kinder-
und Jugendhilfe (SKJ) und mittlerweile
als Unternehmensberater in seine alte

Heimat zurückgekehrt, will sich jetzt
auch hier in der Region dran machen,
„vor unsachgemäßen politischen Ein-
griffen in die leistungsgerechte und
qualitative Ausgestaltung der Jugend-
hilfe-Angebote“ zu warnen. Die (von
den Landkreisen finanzierte) Heimein-
weisung beispielsweise werde derzeit
vielerorts zurückgeschraubt, da man
auf die kostengünstigere ambulante
Betreuung der Jugendlichen setze.

Zimmermann warnt in diesem Zu-
sammenhang davor, die Patentlösung
allein in der Prävention und, damit ein-
her gehend, in den vielerorts aus dem
Boden schießenden Nachbarschafts-
und Familientreffs zu sehen: „Weil‘s
bei immer mehr Jugendlichen zuhause
einfach nicht mehr klappt, brauchen
wir auch intensive Hilfen wie Heimein-
weisung, sozialpädagogisch betreu-
tes Wohnen oder Einzelbetreuung“,
glaubt Zimmermann. Und versteht die
SKJ insofern als „neutrale Aufklä-
rungs-Plattform“. Und zwar nicht al-
lein für betroffene Jugendliche oder
überforderte Familien: Idealerweise
sehen auch Politiker, freie Träger und
Jugendhilfe-Mitarbeiter die Schutzge-
meinschaft nicht als böse Aufpasserin,
sondern als Partner – und kommen mit
ins Boot, auf dass man gemeinsam
nach den jeweils verträglichsten Lö-
sungen sucht. 

Immerhin könnten auch Amtsmit-
arbeiter schlussendlich auch von der
SKJ profitieren, ist Initiator Zimmer-
mann überzeugt – und sei es allein
durch den öffentlichen Druck, den die
Arbeitsgruppe auf die Geldgeber aus-
üben möchte: „Es geht um die Umver-
teilung der Ressourcen“, macht Zim-
mermann deutlich. Dass sich Investi-
tionen in die Jugendhilfe irgendwann
auszahlen, daran gibt‘s für ihn keinen
Zweifel: „Bei entsprechender Betreu-
ung wird ein Jugendlicher höchst-
wahrscheinlich später nicht kriminell,

sondern er geht arbeiten und zahlt
Steuern. Insofern rentiert sich ordentli-
che Jugendhilfe für die Gesellschaft.“ 

Schutzgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe e.V.

Neue Arbeitsgruppe warnt vor einer Aushöhlung der Jugendhilfe
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58 000...
... Euro an Gesamtkosten werden für
den Mietpreisspiegel 2004 der Stadt
Friedrichshafen veranschlagt, also
etwa ein Euro pro Einwohner. Da die
Daten völlig neu zu erheben sind, be-
kommen 2000 Haushalte Fragebö-
gen vorgelegt, von denen man min-
destens 800 ausgefüllt benötigt.

Zahl des Tages

Ozon-Grenzwerte
überschritten
KONSTANZ  (sz) - Die Internationale Bo-
denseekonferenz (IBK) will den Klima-
schutz in der Bodenseeregion voranbrin-
gen. Im IBK-Raum wurden im vergange-
nen Sommer der in der EU-Ozonrichtlinie
festgesetzte Grenzwert (180 µg) an meh-
reren Tagen  überschritten. Auch die „EU-
Alarmschwelle“ von 240 µg wurde an
mindestens einem Tag übertroffen. Dies
bedinge die Ausarbeitung eines Aktions-
plans für Sofortmaßnahmen. Die Kom-
mission Umwelt der IBK fordert ein koor-
diniertes Vorgehen und beauftragte ein
Koordinationsgremium einen Situations-
bericht auszuarbeiten. Im Bereich der
Lufthygiene hat die IBK bereits im Herbst
ein Informationssystem im Internet ge-
schaffen (www.bodenseekonferenz. org).

Überholversuch endet
mit einem Toten
FRONREUTE (ku) - Ein missglücktes Über-
holmanöver hat am Dienstagnachmittag
auf der Kreisstraße 7962 bei Fronhofen ei-
nen Toten und vier Verletzte gefordert.
Ein 62-jähriger Mann überholte unmittel-
bar nach Ortsende von Fronhofen einen
vorausfahrenden Mercedes und einen
Langholzzug. Als ihm eine Autofahrerin
entgegenkam, scherte er nach rechts ein
und prallte dabei gegen die vordere Fahr-
zeugecke des Langholzlasters, drehte
sich und prallte mit dem entgegenkom-
menden Passat zusammen. Die 30-jäh-
rige Passatfahrerin stieß mit einem Mer-
cedes zusammen. Dabei wurde sie, ihr
einjähriger Sohn, der Mercedesfahrer
und seine Beifahrerin leicht verletzt. Der
62-Jährige starb an der Unfallstelle. 

Mit dem Silberpfeil
kostenlos zur Messe
FRIEDRICHSHAFEN (sz) - Zur Messe „Bi-
kerweekend“ am Wochenende fahren
auch wieder die „Silberpfeile“ der Stadt-
verkehr Friedrichshafen GmbH – und
zwar kostenlos. Die Linie 17 verkehrt zwi-
schen Stadtbahnhof, Hafenbahnhof und
Messegelände. Zusätzlich verbindet die
Linie 18 – der MesseShuttle – Flughafen
und Messe. Am Samstag und Sonntag
verkehren die Silberpfeile der Linie 17
nach Fahrplan: Der erste Kurs geht um
8.15 Uhr ab Stadtbahnhof und um 8.21
ab Hafenbahnhof. Letzte Rückfahrt ist
um 18.55 Uhr ab Messe. Auch an diesen
Tagen fahren die Busse alle 20 Minuten.
Am Freitag, 16. Januar, verkehrt der
Messe-Express nicht nur tagsüber, son-
dern bis spät in die Nacht, um auch die Be-
sucher der SWR 1-Oldie-Night nach
Hause zu bringen. Die Busse fahren an
diesem Tag ab 11.15 Uhr (Stadtbahnhof)
und 11.21 Uhr (Hafenbahnhof) alle 20
Minuten zur Messe. Letzte Hinfahrt ist
um 1.35 Uhr. Zurückfahren die Silber-
pfeile ab 11.35 Uhr (Hafenbahnhof an
11.45 Uhr, Stadtbahnhof an 11.51 Uhr)
bis 1.55 Uhr (letzte Abfahrt ab Messe).

Euregio

Der Lenk-Brunnen in Überlingen eignet sich gut als Aussichtspunkt. SZ-Foto: ja

Ansichten

REGION (yr) - Laut Gesetzentwurf
der Bundesregierung darf künftig
gentechnisch verändertes Saatgut
auf die Felder ausgebracht werden.
Im Bodenseekreis wird dies nach
Einschätzung des Amts für Land-
wirtschaft jedoch in den nächsten
Jahren kein Thema sein. 

„Momentan ist das bei uns kein
Thema“, sagt Karl Fuchs, Leiter des
Landwirtschaftsamts in Markdorf, auf
Anfrage der „Schwäbischen Zeitung“.
„Weltweit sind Genpflanzen natürlich
im Kommen, und längerfristig wird es
auch hier zunehmen. Doch noch liegt
das in weiter Zukunft“, sagt Fuchs. 

Der Einsatz von manipuliertem
Saatgut wird Probleme mit sich brin-
gen, ist sich Amtsleiter Fuchs sicher. So
gelte es, bestimmte Abgrenzungen
zum Nachbargrundstück einzuhalten,
ansonsten können Schadensersatzan-
sprüche geltend gemacht werden. Ein
Aspekt, der wohl viele vor dem Anbau
mit gentechnisch verändertem Saat-
gut zurückschrecken lassen wird,
glaubt Karl Fuchs. Trotz aller Beden-
ken gegen die Gentechnik, bietet sie
laut Fuchs auch Chancen. So könne
vielleicht dem Feuerbrand mit Hilfe der
Gentechnik entscheidenend entge-
gengetreten und Arzneipflanzen ge-
netisch verbessert werden.  

Landwirtschaft

Genpflanzen sind 
noch kein Thema

FRIEDRICHSHAFEN/MANNHEIM -
Ob die wasserrechtliche Erlaubnis
für die Katamaran-Fährverbindung
zwischen Friedrichshafen und Kon-
stanz aufgehoben wird oder ob sie
Bestand hat, ist zwar noch nicht
entschieden. Aber die gestrige Ver-
handlung vor dem Verwaltungsge-
richtshof (VGH) Baden-Württem-
berg in Mannheim war nach An-
sicht des künftigen Betreibers, der
Katamaran-Reederei Bodensee,
„eine gute Veranstaltung“. So sieht
es jedenfalls deren Geschäftsführer
Rainer Schöttle. 

Von unserem Redakteur
Anton Fuchsloch

Wie zuversichtlich die Reederei ist, die
Schnellverbindung wie geplant ver-
wirklichen zu können, zeigt die Tatsa-
che, dass die europaweite Ausschrei-
bung für die beiden Katamarane just
gestern in den einschlägigen Medien
erschienen ist. „Im April/Mai wollen
wir die Fährschiffe bestellen“, versi-
chert Schöttle. Nach einer Bauzeit von
rund einem Jahr, inklusive Testfahr-
ten, geht der Reederei-Geschäftsfüh-
rer davon aus, dass die Katamarane im
Mai/Juni 2005 startklar sind. 

So weit darf es nach Ansicht der
Segler und Berufsfischer nicht kom-
men. Sehen sie doch in den mit bis zu
40 Stundenkilometern über den See
fahrenden Schiffen eine Gefährdung
für Leib und Leben der tausenden
Wassersport Treibenden und der Fi-
scher. Darüber hinaus befürchten letz-
tere eine erhebliche Beeinträchtigung

ihrer Berufsausübung, da sie die Netze
überall dort auslegen dürfen, wo der
See tiefer als 25 Meter ist und da ist die
Fahrrinne des Katamarans naturge-
mäß eingeschlossen.

Fischer und Segler haben deshalb
die vom Landratsamt Konstanz erlas-
sene wasserrechtliche Genehmigung
angefochten und sind damit zunächst
vor dem Freiburger Verwaltungsge-
richt im Januar 2002 abgewiesen wor-
den. Sie versuchten es bei der nächs-
ten Instanz, dem Verwaltungsge-
richtshof Mannheim. Dessen 8. Senat
hat die Sache am 24. September 2003
vor Ort in Konstanz in Augenschein
genommen und mündlich verhandelt.
Eine Entscheidung ist damals nicht ge-
fällt worden.  

Den Klägern war der Augenschein
und die Beweiserhebung vor Ort – un-
ter anderem in Begleitung sachkundi-
ger Beamter der Wasserschutzpolizei
– nicht genug. Sie verlangten ein Sach-
verständigengutachen zur Sicherheit-
problematik – und blitzten ab. Die ent-
sprechenden Beweisanträge hat  der
8. Senat des VGH mit Beschlüssen vom
20. November 2003 angelehnt. Doch
die Klage führenden Fischer und Seg-
ler wollten das nicht so ohne weiteres
auf sich beruhen lassen und bestan-
den auf einer mündlichen Verhand-
lung, die nun gestern stattgefunden
hat. 

Eine Entscheidung zu den Beweis-
anträgen hat der Gerichtshof auf mor-
gen, Freitag, 16. Januar, angekündigt.
Ein abschließendes Urteil über die
Rechtmäßigkeit der wasserrechtli-
chen Erlaubnis des Konstanzer Land-
ratsamtes dürfte erst in einigen Wo-
chen fallen.

Verwaltungsgerichtshof

Katamaran-Reederei
ist zuversichtlich

Gründungsversammlung ist
am 21. Januar um 19 Uhr in

Martinsstuben in Meckenbeuren.
Mitreden dürfen aber nur Mitglie-
der. Wer eins werden will, kann sich
im Internet unter www.s-k-j.de oder
unter der Telefonnummer 
0170-3120386 informieren.

Udo Zimmermann (rechts) initiiert die Gründung einer regionalen Arbeits-
gruppe; Gleiches tut Kollege Oliver Valerius in Essen. SZ-Foto: Ruth Auchter

BERMATINGEN - Am Wochenende
tagt zum ersten Mal das World Spi-
rit Forum im Schweizer Ferienort
Arosa. Das Thema der über 100 Teil-
nehmer: „Ethik und Wirtschaft“.
Präsident Sesto Castagnoli will das
Unvereinbare vereinbaren und hat
sich dafür prominente Persönlich-
keiten wie den Schweizer Chemie-
Nobelpreisträger Richard Ernst ins
Boot geholt.

Von unserem Redaktionsmitglied
Andreas Büchelmaier

Eigentlich liegt der Ursprung für die
Idee des World Spirit Forums ir-
gendwo am Fluss Gambia in West-
afrika. Dort hatte Sesto Castagnoli
acht Jahre lang gearbeitet. Als er in
die Schweiz zurückkehrte war er um
eine Erfahrung reicher: „Da unten ha-
ben die Leute nichts und lachen im-
mer – und wir haben alles, lachen
aber nie.“ 

Der 50-jährige Geschäftsmann
stand am Scheideweg: Entweder
schnellstens zurück ins Land des Lä-
chelns oder die westliche Welt verän-
dern und was für die Menschen tun.
Castagnoli entschied sich für Letzteres
und brachte am 29. September 2003
mit seinen Mitstreitern Peter Grieder
und André Niedermann mit dem World
Spirit Forum ein Stein ins Rollen. 

Castagnoli will mehr Spiritualität in
die Unternehmen bringen und ethi-
sches Handeln bei den Konzernmana-
gern fördern. „Ein Vorbild in dieser Hin-
sicht ist für mich der Schraubenherstel-
ler Würth, der ethisches Handeln mit un-
ternehmerischer Weitsicht verknüpft“,
sagt Castagnoli. Das World Spirit Forum
findet einen Tag vor dem World Econo-
mic Forum statt. Ein Signal? „Ja, wir se-
hen uns als Ergänzung zu Davos.“ Dort
seien ihm aber zu viele Milliardäre, Un-
ternehmer und Politiker versammelt,
die nur eingeschränkt ihre Meinung sa-
gen könnten, kritisiert Castagnoli. „Wir
wollen eine Weltsicht, die sich auf Weis-
heit gründet und nicht auf Profit.“

In Arosa sollen 14 Redner offen
ihre Meinung sagen dürfen, darunter
der renommierte Zukunftsforscher
Professor Ervin Laszlo und der Schwei-
zer Nobelpreisträger Professor Ri-
chard Ernst. Der 70-Jährige will zum
Thema „Unsere Verantwortung und
die globale Zukunft“ sprechen. „Na-
türlich ist Globalisierung notwendig,
aber nicht um Profite zu maximieren,
sondern um globale Verantwortung
zu übernehmen, weil wir voll vernetzt
sind“, sagt der Nobelpreisträger. 

Zum Abschluss soll dem Macher
des World Economic Forums, Klaus
Schwab, eine Resolution überbracht
und zwei Projekte vorgestellt werden.
Castagnoli: „Wir wollen auch bis 2005
etwa konkret umsetzen.“

World Spirit Forum

Das Unvereinbare vereinbaren

Sind beim ersten World Spirit Forum vom 18. bis 20 Januar in Arosa  mit da-
bei (von links): Claudia Pohl-Sansi, Nobelpreisträger Richard Ernst, Forum-
Gründer Sesto Castagnoli und Vinay Sansi. SZ-Foto: büchi

FRIEDRICHSHAFEN (mh) - Die
grüne Häfler Bundestagsabgeord-
nete Petra Selg kritisiert Aussagen
ihres CDU-Kollegen Andreas Scho-
ckenhoff zum Thema Gesundheits-
reform als „billig und unehrlich“.

Schockenhoff hatte gegenüber der SZ
Nachbesserungen bei der Gesund-
heitsreform angemahnt und sich ge-
gen eine Besserstellung von privat ver-
sicherten Abgeordneten bei der Pra-
xisgebühr ausgesprochen. Selg erin-
nert jetzt daran, dass auch Schocken-
hoff der Gesundheitsreform zuge-
stimmt hat. Die derzeitigen Umset-
zungsschwierigkeiten seien nicht auf
gesetzliche Mängel, sondern auf Ver-
säumnisse von Ärzten und Kranken-
kassen zurückzuführen. Nach Ansicht
Selgs sind privat versicherte Abgeord-
nete und Beamte bei der Praxisgebühr
nicht automatisch besser gestellt. Sie
müssten 20 Euro pro Jahr bezahlen.
Bei gesetzlich Versicherten werden
zehn Euro pro Quartal fällig – aber nur
dann, wenn sie auch zum Arzt gehen.

Gesundheitspolitik

Selg: CDU-Kritik ist
„billig und unehrlich“

Podiumsdiskussion
RAVENSBURG (sz) - Zu dem Thema
„Wohin steuert der Agenda-Prozess in
der Region Bodensee-Oberschwaben?“
gibt es am Donnerstag, 22. Januar, um
19 Uhr im Waaghaus in Ravensburg eine
Podiumsdiskussion. Prof. Dr. Karl Gan-
ser hält einen Vortrag. Er hat sich als Ar-
chitekt nachhaltiger Siedlungsentwick-
lung einen Namen gemacht. Eintritt frei.

Kurz berichtet

Anmeldungen und wei-
tere Informationen gibt
es im Internet unter

www.worldspiritforum.org oder un-
ter folgender Telefonnummer: +41
(0)848 835 973.
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Schwäbische Zeitung

Donnerstag, 15. Januar 2004 / Nr. 11
 Rund um den See


